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Eines der Univerſitätsorgane, welche von dem Geſetzentwurf 
über die Organiſation der akademiſchen Behörden am meiſten berührt 
werden, tft, der akademiſche Senat in feiner Zuſammenſetzung. Bisher 
beſtand derſelbe an ſämmtlichen Univerſitäten zunächſt aus dem Rector, 
Prorector, den Decanen und Prodecanen der Profeſſorencollegien. Zu 
dieſen zehn Mitgliedern geſellten ſich dann in Wien und Prag noch 
die Decane der Doctorencollegien und der Kanzler, ſo daß hier eine 
fünfzehngliedrige Geſammtvertretung der Univerſität gebildet war. Der 
neue Entwurf macht ſeiner Natur zufolge vor allem dieſem Gegen⸗ 
ſatze von Prag und Wien einerſeits und der übrigen Hochſchulen 
andererſeits ein Ende. Während das proviſoriſche Geſetz von 1849 
für jede Univerſität beſondere definitive Statuten in Ausſicht ftellte, 
ſoll ja jetzt an allen eine Gleichartigkeit der Organisation durch⸗ 
geführt werden, und deßhalb ſchon müſſen die Doctorencollegien und 
der Kanzler als Element der Geſammtvertretung in Prag und Wien 
fallen oder auch an den übrigen Univerſitäten eine Stätte finden. 
Der Entwurf entſcheidet für die erſte Alternative, indem er die 
Decane der Doctorencollegien aus dem akademiſchen Senate in Prag 
und dem Univerſitätsconſiſtorium in Wien ausſcheidet und das 
Kanzleramt auf die theologiſche Facultät beſchränkt. Die nunmehr 
übrigbleibenden Elemente des akademiſchen Senates ſind an allen 
Univerſitäten dieſelben, Rector und Prorector, Decane und Prodecane 
der Profeſſorencollegien, fie werden im Weſentlicheu in der bisher 


*) Siehe I. in Nr. 44 de 1872 dieſer Zeitſchrift. 


üblichen Weiſe geſchaffen, mit einziger Ausnahme des Rectors, für 
welchen tiefgreifende Aenderungen vorgenommen ſind. Es gilt dies 
für Prag und Wien, in ſo fern in Folge des beſeitigten Einfluſſes 
der Doctorencollegien ſich das Wahlverfahren nicht mehr ſpaltet in 
den Vorſchlag je zweier Candidaten durch Profeſſoren⸗ und Doctoren⸗ 
collegium der betreffenden Facultät und die Wahl durch den aka⸗ 
demiſchen Senat aus den zwei bis vier Vorgeſchlagenen, ſondern in 
den Wahlact des aus je vier Wahlmännern der vier Facultäten ad 
hoc gebildeten Wahlcollegiums zuſammenfällt, ſodann aber für alle 
Univerſitäten, da nunmehr der Turnus der Facultäten in der Ver⸗ 
waltung des Rectorates aufgehoben iſt. Auf dieſe Weiſe beſtünde der 
akademiſche Senat überall nur aus 10 Mitgliedern, während er 
bisher wenigſtens an zwei Orten deren 15 gezählt hatte; deßhalb 
wohl und vielleicht auch, um überhaupt die Geſammtvertretung der 
Univerſitäten zu ſtärken, beruft der Entwurf vier neue Senatoren, je 
einen aus jeder Facultät ebenfalls durch Wahl, aber ſeltſamer Weiſe 
mit einer von jener der übrigen verſchiedenen, nämlich dreijährigen 
Mandatsdauer und nach Belieben der Facultäten in der Perſon 
ordentlicher oder außerordentlicher Profeſſoren, während für die übri⸗ 
gen Senatsmitglieder die ordentliche Profeſſur unbedingte Voraus⸗ 
ſetzung bleibt. f 

Wir wollen nun dieſe Beſtimmungen einer kurzen Kritik unter⸗ 
ziehen und wo die getroffenen Aenderungen uns nicht zu entiprechen 
ſcheinen, ſelbſt einige Vorſchläge machen. 

Von den die Doctorencollegien und Kanzler in Wien und Prag 
betreffenden Maßregeln ſehen wir hiebei ab, denn dieſe berühren nur 
locale Verhältniſſe, deren nähere Kenutniß uns fehlt; fo viel ſcheint 
indeß auch auf den flüchtigen Anblick hin erſichtlich, daß die Doctoren⸗ 
collegien in den Organismus eines Staatsinſtituts, wie es die Unt⸗ 
verſität nunmehr lediglich iſt, wenig paſſen und mit ihrer Beſtim⸗ 
mung nur in einem äußeren Zuſammenhange ſtehen, während die 
Stellung des Kanzlers ſich wahrſcheinllich nur aus hiſtoriſchen Grün⸗ 
den erklären läßt. Aus der ſchärferen Faſſung des Charakters der 
Univerſitäten als Lehranſtalten ſcheinr es auch hervorzugehen, daß, 
wenn wir uns recht erinnern, den emeritirten Profeſſoren das paſſive 
Wahlrecht zum Rector und Decan abgeſprochen wird. 

Faſt allen übrigen Aenderungen aber können wir nicht nur keinen 
Beifall zollen, ſondern wir müſſen fie vielmehr entſchieden verwerfen 
und zwar aus folgenden Gründen: 

Als Grundprincip in der Organiſation der Univerſitäten iſt die 
Gliederung derſelben in die vier Facultäten ſtehen geblieben, ob mit Recht 
oder nicht, das bleibe hier dahingeſtellt. Iſt aber dies Prineip einmal an⸗ 
genommen, dann muß es ein durchgreifendes fein, dann darf es ſich 
vor Allem in der Zuſammenſetzung der Geſammtvertretung der Unis 
verſttät nicht verläugnen. Der neue Entwurf hält an dem Grundſatze 
feft, in jo fern er die Würdenträger der einzelnen Facultäten, Decane 
und Prodecane ſämmtlich in den Senat beruft und auch die neu ge⸗ 
ſchaffenen Senatoren auf alle Facultäten gleich vertheilt, er wird 
ihm aber untreu, indem er den Turnus bei der Rectorswahl aufgibt 
und dadurch das Recht jeder Facultät auf einen gleichmäßigen An⸗ 
theil an der Leitung und Vertretung der Univerſttät beſeitigt. Die 
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gleiche Stärke jeder Facultät in dem Wahlcollegium hebt dieſen Ver⸗ 
luſt nicht auf, denn fie ſchließt die Möglichkeit der Majoriſirung 
einer Facultät durch die übrigen, eines grundſätzlichen Fernhaltens 


derſelben von dem Rectorate nicht aus. Daß die Maßregel offenbar 


den theologiſchen Facultäten gilt, kann fie unmoglich rechtfertigen; 
denn iſt fie an und für ſich eine ſchwächliche halbe Conceſſion, To 
muß ſte in einem Momente doppelt befremden, welcher als der Zeit⸗ 
punkt der Reform des theologiſchen Facultätsſtudiums angekündigt iſt. 
Indem wir diefe Neuerung bekämpfen, wollen wir den jetzigen Zus 
ſtand durchaus nicht als den wünſchenswerthen bezeichnen, denn auch 
bei dieſem haben die Facultäten eine ungleichmäßige Vertretung in 
dem akademiſchen Senate, da auf ihnen, aus denen Rector und Pro⸗ 
rector hevorgehen, zuſammen ſechs, auf die beiden anderen nur vier 
Stimmen entfallen. Wie wir die Beibehaltung des Turnus mit der 
gleichen Geltung der Facultäten zu vereinigen gedenken, das werden 
wir ſpäter darſtellen, zunächſt mögen noch einige Bemerkungen über 
die Wahl des Rectors und die neuen Senatsbeiſitzer des Entwurfs 
Platz finden. 

Der Entwurf hat bezüglich der Rectorswahl das in Graz, 
Innsbruck, Krakau, Lemberg hergebrachte Verfahren angenommen, die 
Wahl durch ein ad hoc geſchaffenes Collegium von 16 Wahlmännern. 
Wir müſſen nun bekennen, daß uns der Vorgang, den Wien und 
Prag bisher beobachtet, wenigſtens in einer Richtung viel beſſer 
gefällt, denn er erfordert keinen ſo ſchwerfälligen Apparat. Vier 
Sitzungen der Profeſſorencollegien zur Wahl der Wahlmänner, eine 
Sitzung der letzteren ad hoc, dies alles mit der erforderlichen Wahl⸗ 
agitation, dies iſt ein umſtändlicher mitunter unnütz aufregender 
Modus, der wo möglich ſpermieden werden ſollte. Wird der aka⸗ 
demiſche Senat nach unſerem Vorſchlage zuſammengeſetzt, dann 
gewährt er ebenfalls ſämmtlichen Facultäten gleichen Antheil an der 
Wahl, iſt ein Collegium von 20 Wählern und zudem ein in ſich 
zuſammenhängender Körper in gemeinſamer Wirkſamkeit erfahren, mit 
Geſetzen, Verhältniſſen und Perſonen gewiß nicht minder vertraut, als 
die ad hoc zuſammengewürfelten Wahlmänner. Die Köͤrperſchaft, 
welche die Univerfität ſonſt in allen Fragen vertritt, in den wichtige 
ſten Angelegenheiten für ſie handelt, ſollte nach unſerer Meinung 
auch bei der Wahl des Oberhauptes nicht übergangen werden. Auf 
den vorausgehenden Vorſchlag von Seite der Facultät legen wir min⸗ 
deres Gewicht, obgleich er an großen Univerſitäten hie und da nicht 
leicht vermißt werden dürfte; jedenfalls könnte er nach Beſeitigung 
der Doctorencollegien nur fo geartet fein, daß dem Profeſſorencolle⸗ 
gium ein Ternavorſchlag zukäme, an den überdies der akademiſche 
Senat nicht gebunden ſein dürfte, um auch jede Minorität innerhalb 
der Facultät zu ſchützen. Noch wichtiger als die Aenderung des 
Wahlverfahrens in Wien und Prag iſt die Beiziehung von vier 
neuen gewählten Beiſitzern in allen Senaten. Wir geben es gerne zu, 
daß eine Stärkung des Centralorgans der Univerſität geboten, wenig⸗ 
ſtens in Wien und Prag eine Verringerung der Senatorenzahl um 
ein volles Drittel unthunlich war. An Univerſitäten, welche 50 — 100 
Profeſſoren und noch mehr zählen, wie die öſterreichiſchen, iſt die Be⸗ 
theiligung von 10 an der Leitung der Univerſitätsverwaltung ent⸗ 
ſchieden zu wenig; der von dem Entwurf gewählte Modus um dem 
abzuhelfen iſt aber eben ſo entſchieden ein unglücklicher zu nennen. Es 
widerſpricht zuvörderſt der ganzen Stellung außerordentlicher Pro⸗ 
fefforen, welche von jeder Würde innerhalb der Facultät, von allen 
Prüfungen derſelben ausgeſchloſſen find, im Senate die Univerfität 
zu repräſentiren. Demzufolge müßte das Amt der neuen Beiſitzer auf 
die ordentlichen Profeſſoren beſchränkt bleiben, wie Rectorat, Decanat 
und die übrigen akademiſchen Aemter. Noch weit ſtörender aber würde 
ſich der Umſtand geſtalten, daß den neuen Senatoren eine Amtsdauer 
von drei Jahren zukommen ſollte, während die alten nur zwei Jahre 
im Senate bleiben, denn dadurch würde die continuirliche Erneuerung 
des Senates geſtört, der in zwei Jahren je fünf, im dritten aber 
neun neue Mitglieder aufnehmen müßte, dadurch würde ein natür⸗ 
licher Gegenſatz zweier Mitgliedergruppen geſchaffen, verſchärft außer⸗ 
dem durch den verſchiedenen Inhalt des Mandats derſelben. Neben⸗ 
bei hätte auch wieder eine Wahl und Wahlagitation Platz gewonnen, 
ſo daß uns dieſe Beſtimmung in der That als eine der bedenklichſten 
Neuerungen erſcheint. 

Wir find hiemit von ſelbſt zu unſeren eigenen Vorſchlägen 
gelangt. Wenn wir ebenfalls eine Stärkung des akademiſchen Senates 
durch Vermehrung ſeiner Mitgliederzahl wollen, dieſe aber gleich ver⸗ 


theilt auf ſämmtliche Facultäten unter Feſthaltung des Turnus im 
Rectorate, dann ergibt ſich ſehr leicht die Verknüpfung mit einer 
anderen Forderung, nämlich der Verminderung der Veränderlichkeit 
des Collegiums. Soll Kraft und Feſtigkeit dem akademiſchen Senate 
zu Theil werden, dann iſt eine Verlängerung der Mandats dauer ſeiner 
Mitglieder unbedingt nöthig und innige Verbindung des Sitzes im 
Senate mit den Univerſitätswürden oder der Stellvertretung der⸗ 
ſelben. Nur dann wird die bei Profeſſoren nicht eben häufige, gewöhn⸗ 
lich erſt im Amte erworbene Geſchäftskenntniß verwerthet werden im 
Intereſſe der Univerſität, wenn die abtretenden Rectoren und Decane 
längere Zeit im Senate verbleiben oder wenn die gewählten Prorec⸗ 
toren und Prodecane nach mehrjähriger Function in dieſer Eigen⸗ 
ſchaft zum Rectorate und Decanate aufſteigen. Um allen dieſen An⸗ 
ſprüchen zu genügen, müßte der Senat aus 20 Mitgliedern beſtehen, 
dem Rector und drei Prorectoren, den vier Decanen mit je drei 
Prodecanen. Indem bei Feſthaltung des Turnus jede Facultät im 
Rectorate oder Prorectorate vertreten wäre, beſäße eine jede fünf Mit⸗ 
glieder im Senate und indem jedes gewählte Senatsmitglied vier 
Jahre als ſolches zu fungiren hätte, wäre den Anſprüchen auf Sta⸗ 
bilität und gleichmäßige Ergänzung des Collegiums vollſtändig Rech⸗ 
nung getragen. Die jetzigen Beſtimmungen über Vertretung des 
Prorectors durch den Decan der Facultät, aus welcher der Rector 
hervorgegangen iſt, des Prorectors durch den Senior des Collegiums, 
welche in der Praxis immer mit Unzukömmlichkeiten verbunden find, 
würden in dieſer Weiſe nahezu überflüſſig gemacht, da für die Ver⸗ 
tretung jedes Amtes durch einen erſten, zweiten und dritten Erſatz⸗ 
mann hinlänglich geſorgt wäre. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Berichtigung der Geburtsmatrikel rückſichtlich eines von einer ge⸗ 

ſchiedenen Gattin gebornen Kindes auf Grundlage der im politiſchen 

Verfahren erbrachten Behauptung ſeitens der Kindesmutter, daß 
der Beweis für die Ehelichkeit der Geburt nicht vorhanden ſei. 


Die großjährige Thereſe König wurde am 23. Juli 1847 mit 
dem ebenfalls großjährigen Michael Beier) getraut, von demſelben 
aber am 1. September 1848 laut des beim Stiftgerichte L. aufge⸗ 
nommenen Protokolles geſchieden. In dieſem Protokolle erklären beide 
Theile einverſtändlich auf unbeſtimmte Zeit von Tiſch und Bett ge⸗ 
ſchieden leben zu wollen, zugleich trafen dieſelben Beſtimmungen rück⸗ 
ſichtlich des Vermögens. Dieſes Protokoll wurde vom Stiftgerichte L. 
mit dem Beſcheide vom gleichen Tage erledigt: „Die Originale unter 
den Juſtizacten aufzubewahren und beide Theile abſchriftlich von dem 
Inhalte durch Original⸗Ausfertigung in Kenntniß zu ſetzen“. 

Am 13. December 1849 gebar Thereſe König ein Kind, 
welches laut Taufbuch⸗Auszug der Pfarre N. eingetragen wurde als: 
„Marie Beier, eheliche Tochter des Michael Beier und der Thereſe, 
eheliche Tochter des Ignaz König“. Am Schluſſe des Auszuges heißt 
es: „Die Mutter lebt dermalen geſchieden von ihrem Manne hier. 
Die Präſumtion iſt für die eheliche Geburt“. 

Anläßlich der bevorſtehenden Verehelichung der Maria Beier 
brachte deren Mutter Thereſe Beier im Jahre 1872 eine Eingabe bei 
der Landesregierung in S. ein, worin ſie um Berichtigung der Tauf⸗ 
matrikel durch Eintragung ihrer Tochter Marie als Marie König bat. 
Ihre Tochter ſei nämlich 15½ Monate nach ihrer Scheidung von 
Michael Beier geboren worden, daher als unehelich anzuſehen, demge⸗ 
mäß gebühre derſelben der Name König und nicht Beier. Sie moti⸗ 
virte ihre Bitte damit, daß Michael Beier verſchwenderiſch ſei und 
daß derſelbe, falls er als ehelicher Vater der Marie Beier recte König 
anerkannt würde, fein Erbrecht dazu benützen könnte, um Anſpruch 
auf das Vermögen der etwa vor ihm kinderlos ſterbenden Marie 
Beier recte König zu machen und dasſelbe ſodann zu vergeuden. Dem 
Geſuche legte Thereſe König einen Vertrag vom 28. December 1861 
bei, welcher zwiſchen ihr und Michael Beier zur gänzlichen Ausein⸗ 
anderſetzung der beiderſeitigen Vermögensverhaͤltniſſe errichtet worden 


) Die Namen ſind fingirt. 
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war. Am Eingange dieſes Vertrages wird conſtatirt, 
Michael Beier und deſſen Gattin Thereſe gerichtlich von Tiſch und 
Beit geſchieden wurden, bald hierauf wieder ſich vereinigt, 
nach einem ſechs wöchentlichen Beiſammenleben aber 
getrennt haben und nun ſeit dieſer Zeit getrennt leben. Im wei⸗ 
teren Contexte der Urkunde verzichtet Michael Beier auf jedes Erb⸗ 
recht nach den von ſeiner Gattin Thereſe Beier im geſchiedenen 
Stande geborenen, nicht von ihm erzeugten Kindern Marie und 
Johann (letzterer kommt hier nicht in Frage). 

Die Landesregierung hat dem Anſuchen der Thereſe Beier um 
fragliche Berichtigung der Geburtsmatrikel ihrer Tochter mit der Ent⸗ 
ſcheidung vom 31. Juli 1872, 3. 3418 keine Folge gegeben. „Denn 
nach den von der Partei beigebrachten Behelfen wurde Thereſe Beier 
am 1. September 1848 von ihrem Gatten Michael Beier gerichtlich 
geſchieden, beide haben ſich bald hierauf wieder vereinigt, jedoch nach 
einem ſechswöchentlichen Beiſammenleben wieder getrennt. Der Zeit⸗ 
raum, wann die Wiedervereinigung erfolgt ſei, ſomit der Umſtand, ob 
die Wiedervereinigung beider Ehegatten in dem Zeitraume, in welchem 
nach § 138 a. b. G. B. die Zeugung der Marie Beier geſchehen 
ſein konnte, ſtattgefunden habe, iſt aus dieſem Uebereinkommen nicht 
zu entnehmen. Es iſt jedoch mit Rückſicht auf den darin gebrauchten 
Ausdruck „bald hierauf“ wahrſcheinlich gemacht, daß die Wiederver⸗ 
einigung in dem erwähnten Zeitpunkte ſtattgefunden habe Nach dem 
Hofdecrete vom 15. Juni 1835, J. G. S. Nr. 39 ſind nun Kinder, 
welche von einer von Tiſch und Bett geſchiedenen Gattin zehn Mo⸗ 
nate nach der gerichtlichen Scheidung geboren werden, nur dann für 
ehelich zu halten, wenn entweder gegen den Ehemann der im § 163 
a. b. G. B. geforderte Beweis geliefert oder ſonſt bewieſen wird, 
daß in dem Zeitraume, in welchem nach § 138 a. b. G. B. die Zeu⸗ 
gung geſchehen ſein konnte, der Ehemann und die Mutter, obgleich 
ohne dem Gerichte die Anzeige zu erſtatten, in die vorige Gemein⸗ 
ſchaft zurückgetreten waren. Obwohl nun ein Beweis der Wiederver⸗ 
einigung der beiden Ehegatten in dem hinſichtlich der Geburt der 
Marie Beier entſcheidenden Zeitraum nicht ſtrenge geliefert iſt, berech⸗ 
tigen die vorliegenden Behelfe doch immerhin zu dem Schluffe, daß 
die Angabe der Taufmatrikel hinſichtlich der Ehelichkeit der Geburt der 
Marie Beter moͤglicher⸗ ja wahrſcheinlicher Weiſe richtig fei. Die An⸗ 
gabe des Michael Beier im Uebereinkommen vom 28 December 1861, 
daß die Marie Beier nicht von ihm erzeugt ſei, hat gegenüber obi⸗ 
gen Thatſachen um ſo weniger Gewicht, als dieſelbe für ſich allein 
dem Kinde die Rechte der ehelichen Geburt nicht entziehen könnte. 
Eine Berichtigung der Taufmatrikel könnte nur dann im politiſchen 
Wege veranlaßt werden, wenn die Unehelichkeit der Geburt der Marie 
Beier durch vollen Beweis machende Urkunden erhärtet wäre. Da nun 
die Vorlagen einen ſolchen Beweis nicht liefern, vielmehr das Gegen⸗ 
theil der Behauptung der Geſuchſtellerin wahrſcheinlich machen, ſo 
mußte das Begehren abgewieſen werden“. 

Hiegegen brachte Thereſe Beier den Recurs ein. In dieſem 
wird unter Hinweiſung auf das Hofdecret vom 15. Juni 1835, 
J. G. S. Nr. 39 ausgeführt, daß die von einer geſchiedenen Gattin 
gebornen Kinder für unehelich zu halten ſind. Von dieſer Regel 
oder gewiſſermaßen feſtſtehenden geſetzlichen Vermuthung für die Un⸗ 
ehelichkeit der Geburt des Kindes trete nur dann eine Ausnahme ein, 
wenn entweder gegen den Ehemann der im $ 163 a. b. G. B. ge⸗ 
forderte Beweis geliefert oder ſonſt die Wiedervereinigung der beiden 
Ehegatten in dem im § 138 a b. G. B. beſtimmten Zeitraume er⸗ 
wieſen ſei. Hienach liege alfo demjenigen, welcher die Ehelichkeit der 
Geburt behauptet, der Beweis ob, und das Kind müſſe inſolange für 
unehelich gehalten werden, als nicht der oben angeführte Beweis ge⸗ 
liefert iſt, in welchem letzteren Falle ſodann die Vermuthung für die 
eheliche Geburt des Kindes ſtreitet. Es ſei daher gänzlich unzuläſſig, 
wie dieſes die Landesregierung that, der Partei den Beweis für die 
Unehelichkeit der Geburt aufzuerlegen. Nicht dieſe, für welche die Ver⸗ 
muthung ſtreite, ſondern die eheliche Geburt müſſe erwieſen werden. 
Ein Beweis über die eheliche Geburt reſp. über die Prämiſſen 
hiezu ſei aber in keiner Weiſe hergeſtellt. Es gehe zwar aller⸗ 
dings aus einem der entſcheidenden Behörde vorgelegenen Ver⸗ 
trage über die Auseinanderſetzung von Vermöͤgensverhältniſſen 
vom 28. December 1861 hervor, daß die beiden Ehegatten 
ſich bald nach ihrer am 1. September 1848 erfolgten Scheidung 
wieder vereinigt haben, und daß dieſe Vereinigung ſechs Wochen dau⸗ 
erte. Allein es ſei nicht erwieſen, daß dieſe ſechs Wochen in den Zeit⸗ 


daß raum fallen, in welchem nach § 138 a. b. G. B. die Zeugung ge⸗ 


ſchehen konnte. Dieſer Beweis müſſe hergeſtellt werden, weil nach dem 
klaren Worte des citirten Hoſdecretes nur dann die Vermu⸗ 
thung für die eheliche Geburt des Kindes ſprechen würde In dieſer 
Richtung liege nicht nur kein Beweis vor, ſondern es müſſe auch 
von der Recurrentin ſelbſt widerſprochen werden, daß dieſe ſechs 
Wochen in die kritiſche Zeit fallen. Ja noch mehr, Michael Beier er⸗ 
kläre ſelbſt in dem angeführten Vertrage vom 28. December 1861, 
daß er die Marte Beier recte König nicht erzeugt habe, ein Geſtänd⸗ 
niß, welchem hier die größte Bedeutung beigelegt werden müſſe. Aus 
allen dieſen Gründen erſcheine daher das Begehren der Thereſe Beier 
um Behebung der Regierungsentſcheidung vollkommen gerechtfertigt. 

Das Miniſterium des Innern gab dem Recurſe mit der Ent⸗ 
ſcheidung vom 11. November 1872, 3. 16.049, Folge und verord⸗ 
nete, daß in der Rubrik „Anmerkung“ der betreffenden Taufmatrikel 
eingetragen werde: „In Folge Miniſterialentſcheidung vom 11. No⸗ 
vember 1872, 3. 16.049 iſt dieſes Kind als von der Thereſe Beier, 
geb. König im geſchiedenen Stande nach Verlauf von zehn Monaten 
nach vollzogener Scheidung geboren, in Ermanglung des durch das 
Hofdecret vom 15. Juni 1835 für das Gegentheil geforderten Be⸗ 
weiſes als unehlich zu betrachten und hat daher den Familiennamen 
der Mutter König zu führen“. Aus folgenden Gründen: f 

„Nach dem oben eitirten Hofdecrete find nur jene, zehn Monate 
nach gerichtlicher Scheidung geborne Kinder für ehelich zu halten, hin⸗ 
ſichtlich deren gegen den Ehemann der Kindesmutter der im $ 163 
a. b. G. B. geforderte Beweis geführt oder Nachweis geliefert iſt, 
daß die betreffenden Ehegatten innerhalb des Zeitraumes, in welchem 
nach § 138 a. b. G B. die Zeugung geſchehen fein konnte, in bie 
vorige Gemeinſchaft zurückgetreten waren. Ein folcher Beweis iſt aber 
hier, wo nur überhaupt von einer zeitweiligen Wiedervereinigung die 
Rede, weder aber die Epoche derſelben, noch deren Dauer erſichtlich 
iſt, nicht geliefert, daher die Berichtigung der Taufmatrikel von Amts⸗ 
wegen erfolgen mußte.“ 

Zugleich wurde die Verſtändigung der Curatelsbehörde der 
Marie Beier recte König zu dem Ende angeordnet, damit dieſelbe in 
der Lage ſei, nach § 189 a. b. G. B. vorzugehen, und außerdem die 
allenfalls gefährdeten Rechte der Minderjährigen ſonſt zu wahren. 

Schließlich wurde die Landesregierung aufgefordert, dem betref⸗ 
fenden Matrikenführer zu bedeuten, in die Matriken nur Thatſachen, 
nicht aber auch eine Beurtheilung derſelben, wie im gegebenen Falle, 
aufzunehmen. S-r. 


Im Falle der von der Behörde im Grunde des § 15 der Miniſterial⸗ 
verordnung vom 15. December 1852, N. G. Bl. Nr. 257 verfüg⸗ 
ten Nelicitation einer Gemeindejagd kann dem ſchuldigen Jagdpäch⸗ 
ter zufolge der geſetzlichen Beſtimmung des Vorgehens „auf ſeine 
Geſahr und Koſten“ nicht eine Haftung beziehungsweiſe Erſatzpflichr 
für die Eventualität auferlegt werden, als bei der Wiederverpachtung 
für den Verlauf der urſprünglich ſtipulirten Pachtdauer ein gerin⸗ 
gerer Pachtſchilling als der dermalige erzielt werde. 


Die Bezirkshauptmannſchaft G. hat mit Erlaß vom 27. Juli 
1872, 3. 3629 die von dem Grundbeſttzer F. M. für die Zeit vom 
1. Juli 1868 bis 30. Juni 1873 erſtandene Pachtung der Gemeinde⸗ 
jagd von D für aufgehoben erklärt und eine neuerliche Verpachtung 
dieſer Jagdbarkeit im Licitationswege angeordnet. Begründet war dieſe 
Entſcheidung hauptſächlich damit, daß der Jagdpächter (abgeſehen von 
vielen Mißbräuchen in Ausübung der Jagd) es verſäumt hatte, der 
Behörde einen ſachkundigen Jagdausübenden namhaft zu machen, ob⸗ 
gleich ihm bei Gelegenheit der Pachtung der Gemeindejagd im Jahre 
1868, von der Bezirkshauptmannſchaft G. im Grunde des § 15 der 
Miniſterialverordnung vom 15. December 1852, Nr. 257 R. G. Bl., 
ausdrücklich aufgetragen worden war, „binnen vier Wochen ein zur 
Beaufſichtigung der Jagd befähigtes Individuum namhaft zu machen, 
widrigens die Relicitation der Jagd auf ſeine Gefahr und Koſten er⸗ 
folgen würde“. 

Ueber den Recurs des F. M. beſtätigte die Landesſtelle unter 
dem 23. Auguſt 1872, Z. 16.325, dieſe Entſcheidung, jedoch mit dem 
Beiſatze, daß, wenn bei der neuerlichen Verpachtung ein geringerer 
Pachtſchilling als der dermalige erzielt werde, F. M. bezüglich des 
Abganges für die Zeit bis 30. Juni 1873 erſaßzpflichtig ſei, nachdem 


die Wiederverpachtung „auf feine Gefahr und Koſten“ ſtattzu⸗ 
finden habe. a 5 

Das Ackerbauminiſterium hat dem gegen dieſe Entſcheidung er⸗ 
griffenen Recurſe des F. M. mit Erlaß vom 13. November 1872, 
Z. 9973 keine Folge gegeben, inſofe rne mit der recurrirten Entſchei⸗ 
dung die bisherige Pachtung aufgehoben und eine neuerliche Verpach⸗ 
tung der Jagd angeordnet wurde. Der oben erwähnte Beiſatz der 
Statthalterei⸗Entſcheidung wurde jedoch nicht beſtätigt, weil das Acker⸗ 
bauminiſterium von der Anſicht ausging, „daß die in jenem Beiſatze 
getroffene Anordnung im Geſetze, insbeſonders im § 15 der Mini⸗ 
ſterialverordnung vom 15. December 1852 nicht begründet — 


Zur Lehre vom Umfange der Gewerbsrechte. (Eifenwaarenhandel.) 


Der Eiſenwaarenhändler Franz T. in M. hatte Borſtenwaaren 
in ſeinem Gewölbe und verkaufte Petroleum. Er wurde deßhalb von 
der Gewerböbehörde zur Verantwortung gezogen und die Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft erkannte in Erwägung, daß der Beſchuldigte einge⸗ 
ſteht, ſeit einem halben Jahre Borſtenwaaren, wenn auch nur wenige, 
und Petroleum, wenn auch nur in geringer Quantität, verkauft zu 
haben, in Erwägung, daß amtönotorifchermaßen Franz T. Eiſen⸗ 
waarenhändler iſt und das Gewerbe als Verkäufer von Petroleum 
und Borſtenwaaren nicht erhalten und beziehungsweiſe angemeldet hat, 
in Erwägung, daß ein Eiſenwaarenhändler lediglich Eiſenwaaren im 
eigentlichen Sinne des Wortes — wozu Petroleum und Borſtenwaaren 
offenbar nicht gehören — feilhalten darf, in Erwägung insbeſondere, 
daß bei Borſtenwaaren (Bürften) die Eiſentheile, nämlich der Draht, 
nur nebenſächlich den Zweck des Zuſammenhaltens der Borſten haben, 
ſomit als Eiſenwaaren jene nicht charakteriſirt werden können, in Er⸗ 
wägung des § 132 des Gewerbegeſetzes u. ſ. w. — den Franz T. 
der Uebertretung der Gewerbeordnung für ſchuldig. 

Franz T. recurrirte gegen dieſes Erkenntniß und machte geltend, 
daß die Eiſenwaarenhändler in Graz, wie die Preiscourante, welche 
er zu den Acten übergebe, zeigen, ebenmäßig Petroleum und Bürſten 
führen und verkaufen und was dem Einen geſtattet ſei, dem Anderen 
nicht verweigert werden Fürfe, daß bei Borſtenwaaren der Draht, 
welcher die Borſten zuſammenhefte, die Hauptſache ſei, ſomit Borſten 
wohl als Eiſenwaaren angeſehen werden können, daß er endlich Petro⸗ 
leum nur aus dem Grunde halte, um den Käufern ſeiner eiſernen 
Lampen zu beweiſen, daß dieſe, wenn „gutes“ Petroleum eingegoſſen 
werde, gut brennen u, |. w. 

Die ſteiermärkiſche Statthalterei beftätigte jedoch unterm 28. De- 
tober 1872, 3. 12.894 das Erkenntniß der erſten Inſtanz und wies 
darauf hin daß der Detailhandel mit Petroleum an eine Conceſſton 
gebunden ſei. (§ 7 der Miniſterialverordnung vom 17 Juni 1865, 
R. G. Bl. Nr. 40). E. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem penfionirten Director der ſtädtiſchen Buchhaltung 
und geweſenen Docenten der Staats⸗Rechnungswiſſenſchaft Rudolf Demel in Trieſt 
den Titel eines kaiſerl. Rathes taxfrei verliehen. 

Seine Nafeftät haben dem jubilirten Poſtmeiſter und Conſervator der Bau⸗ 
denkmale für Steiermark Joſeph Scheiger den Adelſtand verliehen. 

Seine Majeftät haben dem Secretär Ihrer Majeſtät der Katſerin Maria 
Auna, k. k. Hofſecretär Dr. Karl Eminger den Titel und Charakter eines k. k. 
Regierungsrathes tarrreı verliehen 

Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter in Kindberg Anton Petzlederer 
das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberingenieur Joſeph Hrdliczka in Ober⸗ 
Oeſterreich anläßig deſſen Penſtonirung den Titel und Charakter eines Baurathes 
verliehen. 

5 Der Finanzminiſter hat den mit Titel und Charakter eines Finanzſecretärs 
bekleideten Finanz⸗Bezirkscommiſſär zweiter Claſſe in Böhmen Friedrich Peters, 
den Finanz Bezirkscommiſſär erſter Claſſe in Böhmen Joſeph Zelezuy, den 
Finanz⸗Bezirkscommiſſär zweiter Ciaſſe in Steiermark Joſeph Zaſtiera, den 
Finanz Bezirkscommiſſär zweiter Claſſe in Böhmen Bernhard Pitter und den 
Bezirks⸗Gerichteadjuncten zu Atzenbrugg in Nieder⸗Oeſterreich Joſeph Nafz zu 
Finanzſecretären bei der Prager Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steueriuſpector erſter Claſſe bei der Bezirks. 
hauptmannſchaft in Bielitz Thomas Bartuſchek zum proviſoriſchen Finanzſfecretär 
bei der Finanzdirection in Troppau ernannt. 
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Erledigungen. 


30 Poſtacceſſiſtenſtellen in Nieder⸗Oeſterreich mit je 500 fl. und im Falle der 
Verwendung in Wien mit 120 fl. Quartiergeld gegen Caution, bis 20. December. 
(Amtsblatt Nr. 266.) 

Diurniſt beim Tullner Steueramt gegen 1 fl. Taggeld, bis Ende November. 
(Amtsblatt Nr. 266.) 

Finanzconcipiſtenſtelle bei der Laibacher Finanzdirection mit 900 fl. eventuell 
800 fl oder 700 fl., bis 7. December. (Amtsblatt Nr. 267.) 

Proviſoriſche Bezirkscommiſſärsſtelle in Kärnten mit 800 fl., eventuell eine 
proviſoriſche Conceptsadjunctenſtelle mit 400 fl., 500 fl. oder 600 fl. Gehalt, bis 
Ende November. (Amtsblatt Nr. 267.) 

Finanzconcipiſtenſtelle bei der nied. bſterr. Finanz⸗Landesdirection mit 700 fl. 
Jahresgehalt, eventuell mit 200 fl. Quartiergeld, bis Mitte December. (Amtsblatt 
Nr. 268.) 5 


Bezirksarztesſtelle in Bruck mit 800 fl. Gehalt und Quinquennalzulage, bis 
Mitte December. Rn Nr. 268. 

Oberingenieurſtelle im Küſtenland mit 1300 fl., dann Ingenieursſtelle mit 
1100 fl. oder 1000 fl. Gehalt, bis 20. December. (Amtsbl. Nr. 270.) 

Armenarztesſtelle in Zwiſchenbrückeu bei Wien mit 600 fl. Remuneration, 
bis 12. December. (Amtsbl. Nr. 270.) 


Im Verlage der Unterzeichneten iſt ſoeben erſchienen und durch alle 
Buchhandlungen zu beziehen: 


Die Entwicklung 
des 


gelehrten Richterthums in deutſchen Territorien. 
Eine rechtsgeſchichtliche Unterſuchung 
mit vorzugsweiſer Berückſichtigung der Verhältniſſe im Gebiete des ehemaligen 
Kurfürſtenthums Heſſen 
von 


Adolf Stölzell, 
Kammergerichtsrath, z. 3. Hilfsarbeiter im königl. Juſtizminiſterium zu Berlin. 
2 Bde. gr. 8. Preis 14 fl. 40 kr. öſt. Währ. 


Das Werk, welchem die Univerſität Greifswald am 17. October v. J. den für 
eine Geſchichte der Umwandlung der älteren dentfchen Gerichte in gelehrte Gerichte 
ſeit 1862 ausgeſetzten Preis der Rubenow⸗Stlftung im erhöhten Betrage von 800 
Rthlr. Gold zuerkannt hat liefert zum erſten Male auf Grund eingehendfter archiva⸗ 
liſcher Forſchungen einen tiefen Einblick in den großen Verſchmelzungsproceß des rö⸗ 
miſchen mit dem deutſchen Rechte. Der erſte Band behandelt im erſten Buche das 
Rechtsſtudium bis zum Beginne des 17. Jahrhunderts, wie es von Deutſchen außer⸗ 
halb Deutſchlands und in Deutſchland gepflegt wurde und gibt namentlich neue Mit⸗ 
theilungen über die Beziehungen Deutſchlands zu Frankreich und Stalien, auf Grund 
intereſſanter, bisher in der Rechtslitteratur nirgends beachteter Stamm bücher reiſender 
Studenten; das zweite Buch beſpricht die deutſchen gerichtsherrlichen Beamten, fo 
wie das Aufkommen der Appellation, des ſchriftlichen Proceſſez und der Ackenverſen⸗ 
dung als der für die Umwandlung der Gerichte vermittelnden Elemente; das dritte 
Buch endlich hat das Aufleben des gelehrten Richterthums und das Abſterben der 
Schöffengerichte, zunächft nach den allgemeinen Geſichtspunkten und Gerichtskatego⸗ 
rien, ſodann aber in Betreff einer ſpeciellen Reihe kurheſſiſcher Gerichte zum Gegen⸗ 
ſtande. Der zweite Band enthält 13, meiſt aus Archiven geſchöpfte Anlagen (darunter 
z. B. ein Verzeichniß der in Perugin von 1511—1656 immatriculirten Deutſchen, 
ein Verzeichniß adeliger Studirender aus Heſſen von 1389 — 1600, meiſt Auszüge aus 
Proceßverhandlungen heſſiſcher Gerichte, beſonders des 16. Jahrhunderts). Genaue 
alphabetiſche Perſonal⸗ und Sachregiſter machen das außergewöhnlich reiche Material, 
welches in dem Werke, namentlich an biographiſchen Notizen, geboten wird, mit 


Leichtigkeit zugänglich. 
Stuttgart, October 1872. J. G. Cotta'ſche Buchhandlung. 


Vorräthig in Wien in der G. J. Manz'ſchen Buchhandlung, Kohlmarkt Nr. 7, 
vis-A-vis dem Café Daum. 


Im Verlage der G. J. Manz'ſchen Buchhandlung, Kohlmarkt Nr. 7 in Wien 
iſt ſoeben erſchienen: 


Vollſtändiges Sach- und Uachſchlage-Regiſter 
| zum - 
öſterreichiſchen Neichsgeſetzblatte 
von deſſen Beginn 1849 bis zum Jahre 1872 nach Materien chronologiſch 
geordnet. 
Von 
Franz Starr, 
k. k. Juſtizminiſterial⸗Secretär, Ritter des Franz⸗Joſeph⸗Ordens. 
Gr. 8. — 27 Begen ſtark. — Elegant geheftet. — Preis 3 fl. ö. W. 


Druckerei der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtort. 


